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Antrag 

der Abgeordneten Ronald Pofalla, Karl-Josef Laumann, Dagmar Wöhrl, Norbert 
Barthle, Veronika Bellmann, Dr. Rolf Bietmann, Wolfgang Börnsen (Bönstrup), 
Klaus Brähmig, Cajus Julius Caesar, Alexander Dobrindt, Marie-Luise Dött, 

Dr. Hans-Peter Friedrich (Hof), Erich G. Fritz, Dr. Michael Fuchs, Hans-Joachim 
Fuchtel, Georg Girisch, Dr. Reinhard Göhner, Kurt-Dieter Grill, Ernst Hinsken, 
Robert Hochbaum, Volker Kauder, Günther Krichbaum, Dr. Martina Krogmann, 

Dr. Hermann Kues, Wolfgang Meckelburg, Friedrich Merz, Laurenz Meyer (Hamm), 
Eduard Oswald, Dr. Joachim Pfeiffer, Hans-Peter Repnik, Dr. Heinz Riesenhuber, 
Franz Römer, Kurt J. Rossmanith, Albert Rupprecht (Weiden), Hartmut Schauerte, 
Johannes Singhammer und der Fraktion der CDU/CSU 


Pakt für Deutschland 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Lage auf dem Arbeitsmarkt ist ein nationales Unglück. Zum ersten Mal in 
der deutschen Nachkriegsgeschichte sind über 5 Millionen Menschen offiziell 
arbeitslos gemeldet. Rechnet man die „versteckten“ Arbeitslosen hinzu, die von 
der amtlichen Statistik nicht erfasst werden, finden in Deutschland derzeit zwi- 
schen 6 bis 7 Millionen Mitbürger gegen ihren Willen keinen Arbeitsplatz. Dies 
bestätigt auch der Bundeswirtschaftsminister. Damit hat die Bundesregierung 
nach sechs Jahren Regierungsverantwortung die höchste Arbeitslosigkeit der 
vergangenen 70 Jahre zu verantworten. 

Dabei beruht der Anstieg der Arbeitslosigkeit nur zu einem äußerst geringen 
Teil auf der Zusammenführung der Arbeitslosen- und Sozialhilfe im Rahmen 
des Hartz-IV-Gesetzes. Von den offiziell über 5 Millionen Arbeitslosen sind 
etwa 230 000 auf den „Hartz-IV-Effekt.“ zurückzuführen. 

Zugleich straft die Entwicklung am Arbeitsmarkt die vollmundigen Verspre- 
chen der Bundesregierung Lügen: 

ln seiner ersten Regierungserklärung hatte Bundeskanzler Gerhard Schröder 
am 10. November 1998 zugesagt: „Wir wollen uns jederzeit [...] daran messen 
lassen, in welchem Maße wir zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit beigetragen 
haben.“ Zu diesem Zeitpunkt waren in Deutschland rd. 3,8 Millionen Arbeits- 
lose gemeldet - mit sinkender Tendenz. 

Zwei Jahre später, am 1 1 . Mai 2000, erklärte der Bundeskanzler: „Wir haben 
alle Chancen [...] am Ende dieser Legislaturperiode weniger als 3,5 Millionen 
Arbeitslose zu haben.“ Im September 2002, zum Zeitpunkt der letzten Bundes- 
tagswahl, gab es in Deutschland über 3,9 Millionen Arbeitslose. Fast eine halbe 
Million mehr als der Bundeskanzler versprochen hatte. 
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Am 16. August 2002 - weitere zwei Jahre später - versprach Peter Hartz bei 
der Präsentation der Ergebnisse der so genannten Hartz Kommission im Bei- 
sein des Bundeskanzlers: „Ziel des Masterplans ist es, die Zahl der Arbeitslosen 
in drei Jahren um zwei Millionen zu halbieren.“ In sechs Monaten läuft diese 
Frist ab und kein Experte in Deutschland geht davon aus, dass in diesem Som- 
mer die Arbeitslosigkeit auf zwei Millionen reduziert sein könnte. Im Gegen- 
teil. Kein einziges der so genannten Hartz-Instrumente wie die „Ich-AG’s“, 
„Personal-Service-Agenturen“ oder der „Job-Floater“ hat auch nur im Entfern- 
testen die angekündigten Ziele erreicht. Vorschläge wie das „Brigde-System“ 
oder die „familienfreundliche Quick- Vermittlung“ sind trotz der Zusage des 
Bundeskanzlers, die Hartz-Reformen „1 zu 1“ umzusetzen, niemals Realität 
geworden. 

Erneut zwei Jahre nach der wahlkampfgerechten Medieninszenierung des 
„Hartz-Konzeptes“ versprach dann der Bundesminister für Wirtschaft und 
Arbeit, Wolfgang Clement, am 12. Februar 2004 im Deutschen Bundestag: 
„Wir rechnen [. . .] 2004 mit einem Absinken der Arbeitslosenzahlen im Jahres- 
durchschnitt um 100 000.“ Die Realität sah leider auch 2004 anders aus: An- 
statt eines Rückgangs der Arbeitslosigkeit ist die Zahl der Arbeitslosen im ver- 
gangenen Jahr auf den höchsten Stand seit Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland gestiegen. 

Am 8. Januar dieses Jahres hat der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit 
schließlich verkündet: „Wir werden [. . .] die Arbeitslosigkeit um etwa 15 bis 20 
Prozent reduzieren können.“ Dies entspricht einem Rückgang der Arbeitslosen- 
zahlen um rund 775 000 bis 1 Million. Nur 18 Tage nach diesem Versprechen 
hat das Regierungskabinett unter Leitung des Bundeskanzlers und auf Vorlage 
des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit den Jahreswirtschaftsbericht 
2005 beschlossen, der das Gegenteil der Minister- Ankündigung, nämlich einen 
Anstieg der Arbeitslosigkeit auf durchschnittlich über 4 V 2 Millionen Arbeits- 
lose in diesem Jahr, prognostiziert. Das sind rund 700 000 mehr als im Oktober 
1998. 

Insgesamt ist die Arbeitslosigkeit in Deutschland seit Amtsantritt von Bundes- 
kanzler Gerhard Schröder im Herbst 1998 bis heute um rund 1,2 Millionen 
Arbeitslose gestiegen. 

Die Politik der gebrochenen Versprechen und wirtschaftspolitisch verfehlten 
Weichenstellungen hat maßgeblich zur Verunsicherung und Vertrauensverlust 
und damit zur Investitions- wie Konsumzurückhaltung in unserem Land bei- 
getragen. Ohne eine Rückgewinnung des Vertrauens der Unternehmen und der 
privaten Haushalte in die Zukunftsfähigkeit unseres Landes und eine solide, 
verlässliche und beschäftigungsfördemde Politik ist eine Trendwende zum 
Besseren nicht möglich. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion bietet der Bundesregierung daher einen 
„Pakt für Deutschland“ an, um gemeinsam unser Land aus der tiefsten Beschäf- 
tigungskrise seit Kriegsende herauszuführen. Dieser „Pakt für Deutschland“ ist 
kein Selbstzweck. Er ist die Voraussetzung dafür, dass wieder mehr Wachstum 
und damit mehr Arbeit in Deutschland möglich wird. 

Die Unionsfraktion schlägt hierzu zum einen ein „10-Punkte-Sofortprogramm“ 
vor, das kurzfristig in die Tat umgesetzt werden kann. Gleichzeitig bietet die 
Union ehrliche Gespräche über Strukturreformen in der Steuer- und Bildungs- 
politik sowie der Konzeption eines einheitlichen Arbeitsgesetzbuches an, die 
noch bis zur Bundestagswahl im kommenden Jahr in konkrete Gesetzesände- 
rungen münden können. 

Ziel aller Anstrengungen muss es sein, alle entscheidenden Stellschrauben in 
Deutschland wieder so zu justieren, dass mehr Menschen einen Arbeitsplatz in 
unserer Heimat finden. Leitbild einer solchen Politik ist das Modell der „Sozia- 
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len Marktwirtschaft“, mit der Ludwig Erhard „Wohlstand für alle“ in Deutsch- 
land nicht zur Utopie, sondern zur gelebten Wirklichkeit hatte werden lassen. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

I. das folgende 10-Punkte-Sofortprogramm in den nächsten Wochen umzuset- 
zen: 

1. Den Beitrag zur Arbeitslosenversicherung noch in diesem Jahr von 6,5 
Prozent auf 5 Prozent zu senken. Dies ist seriös und solide finanzierbar, in- 
dem u. a. die Bundesagentur für Arbeit von gesamtgesellschaftlichen Auf- 
gaben befreit, unwirksame Arbeitsmarktpolitische Instrumente eingestellt 
und der Aussteuerungsbetrag grundlegend überarbeitet wird. Mit der Sen- 
kung des Arbeitslosenversichemngsbeitrags wird die Voraussetzung für 
150 000 neue wettbewerbsfähige Arbeitsplätze geschaffen und zugleich 
der „Teufelskreis“ aus steigenden Sozialbeiträgen und steigender Arbeits- 
losigkeit endlich durchbrochen. 

2. Die rechtliche Grundlage für betriebliche Bündnisse für Arbeit unter Be- 
achtung der verfassungsrechtlich geschützten Tarifautonomie zu schaffen. 

3. Das Günstigkeitsprinzip - unter klar definierten Voraussetzungen - so zu 
ändern, das beim Günstigkeitsvergleich die Beschäftigungsaussichten be- 
rücksichtigt werde können, dass also vom Tarifvertrag abgewichen werden 
kann, wenn es der Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen dient. Zu 
den Voraussetzungen für eine solche Abweichung vom Tarifvertrag gehört 
neben der Zustimmung der Arbeitsvertragsparteien auch die Zustimmung 
der Belegschaft und des Betriebsrates jeweils mit Zwei-Drittel-Mehrheit. 

4. Insbesondere Langzeitarbeitslosen eine Rückkehroption in den Arbeits- 
markt zu eröffnen, indem im Tarifvertragsgesetz klargestellt wird, dass als 
Einstieg bis zu einem Jahr, eine 10-prozentige untertarifliche Entlohnung 
möglich ist. 

5. Das Kündigungsschutzrecht so zu modernisieren, dass vor allem im Mit- 
telstand wieder mehr Einstellungen auch in unsicheren Konjunkturzeiten 
angeregt werden. 

6. Das Jugendarbeitsschutzgesetz so zu fassen, dass Betriebe mehr Möglich- 
keiten haben, jungen Menschen eine Chance für den Start ins Berufsleben 
zu geben. 

7. Die Einstellung von Teilzeitkräften zu unterstützen, indem bei allen 
Schwellenwerten Teilzeitbeschäftigte nur entsprechend ihrer Arbeitszeit 
berücksichtig werden. 

8. Das Betriebsverfassungsgesetz so umzugestalten, dass die betriebliche 
Mitbestimmung, die sich als institutionalisierte Partizipation der Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer im Grundsatz bewährt hat, kostengünsti- 
ger wird, indem die kostentreibenden Teile der jüngsten Reform des Be- 
triebsverfassungsgesetzes zurückgenommen werden. 

9. Das Arbeitszeitgesetz entsprechend dem EU-Recht zu flexibilisieren und 
zugleich rechtlich klare Optionen für langfristige Arbeitszeitkonten zu 
schaffen. 

10. Den Mittelstand zu entlasten, indem die Bestellungspfiicht von Sicher- 
heitskräften, Betriebsärzten und die Aufstellung von teuren Statistiken in 
Kleinbetrieben ausgesetzt wird. 
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11. Grundsätzliche Strukturreformen anzugehen. 

Hierzu zählt insbesondere dem Deutschen Bundestag noch in diesem Jahr u. a. 
Konzepte in Gesetzesform zur Reform der Untemehmensbesteuerung, zur 
Modernisierung der Sozialen Sicherungssysteme, einer Reform des Bildungs- 
wesens, für eine günstige und nachhaltige Energieversorgung sowie der 
Konzeption eines einheitlichen Arbeitsgesetzbuches vorzulegen, um neben der 
Flexibilisierung des Arbeitsmarktes auch andere relevante Voraussetzungen für 
mehr Wachstum zu schaffen. 


Berlin, den 15. Februar 2005 


Ronald Pofalla 

Karl-Josef Laumann 

Dagmar Wöhrl 

Norbert Barthle 

Veronika Bellmann 

Dr, Rolf Bietmann 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) 

Klaus Brähmig 

Cajus Julius Caesar 

Alexander Dobrindt 

Marie-Luise Dött 

Dr, Hans-Peter Friedrich (Hof) 

Erich G. Fritz 

Dr, Michael Fuchs 

Hans-Joachim Fuchtel 

Georg Girisch 

Dr, Reinhard Göhner 

Kurt-Dieter Grill 

Ernst Hinsken 


Robert Hochbaum 
Volker Kauder 
Günther Krichbaum 
Dr, Martina Krogmann 
Dr, Hermann Kues 
Wolfgang Meckelburg 
Friedricb Merz 
Laurenz Meyer (Hamm) 

Eduard Oswald 
Dr, Joachim Pfeiffer 
Hans-Peter Repnik 
Dr, Heinz Riesenhuber 
Franz Römer 
Kurt J, Rossmanith 
Albert Rupprecht (Weiden) 

Hartmut Schauerte 
Johannes Singhammer 

Dr, Angela Merkel, Michael Glos und Fraktion 
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